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§ 1    Name, Sitz und Rechtsform 

1. Der Name des Vereins lautet: „Bundesverband Pflege-
management“. 

2. Er hat seinen Sitz in Berlin und ist in das Vereinsregister 
eingetragen. 

3. Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.  
 

§ 2    Zweck und Ziel 

1. Seine Aufgaben/seinen Zweck sieht der Bundesverband 
Pflegemanagement in der Wahrnehmung und Förde-
rung der Interessen im Bereich der Pflegeberufe im Zu-
sammenarbeiten mit Institutionen des Gesundheitswe-
sens. Dazu will er insbesondere: 

1.1 bei der Erarbeitung und Durchführung von Geset-
zen, Verordnungen, Satzungen und Richtlinien auf 
dem Gebiet des Gesundheitswesens mitwirken 

1.2 Fortbildungen organisieren für die leitenden Pfle-
gepersonen und alle in der Pflege Tätigen 

1.3 Pflegeforschung unterstützen 

2 Der Zweck soll insbesondere verwirklicht werden durch: 

2.1 Intensivierung der Zusammenarbeit mit Kranken-
hausträgern und -verbänden, politischen und ge-
werkschaftlichen Gremien sowie mit einschlägigen 
Organisationen und Berufsverbänden 

2.2 Förderung von Wissenschaft und Forschung in der 
Pflege 

2.3 Erhebung von Untersuchungen, einschließlich Um-
fragen und Analysen, sowie Erarbeitung neuer Er-
kenntnisse und Konzepte 

2.4 Öffentlichkeitsarbeit 

2.5 Durchführung von Fortbildungsveranstaltungen für 
Pflegepersonen 

2.6 Förderung des Austausches von Erfahrungen der 
Mitglieder untereinander 

2.7 Mitarbeit in nationalen und internationalen Instituti-
onen 
 

Die Tätigkeit des Verbandes ist nicht auf einen wirt-
schaftlichen Geschäftsbetrieb gerichtet. 

 

§ 3    Mitglieder 

1. Der Verein hat ordentliche, außerordentliche sowie Eh-
renmitglieder und fördernde Mitglieder. 

2. Ordentliche Mitglieder sind: 

2.1. leitend in Einrichtungen des Gesundheits- und So-
zialwesens einschließlich der Bildungseinrichtun-
gen für den pflegerischen Bereich sowie auf der 
Trägerebene der Einrichtung dafür zuständige und 
verantwortliche Personen, 

2.2. deren ständige Vertreter,  

2.3. in der Weiterbildung oder in einem Studium zu Tä-
tigkeitsfeldern gem. Nrn. 2.1, 2.2 befindliche Perso-
nen, 

2.4. sonstige Personen im Einzelfall, die im Bereich des 
Gesundheits- und Sozialwesens tätig sind. 

3. Außerordentliche Mitglieder sind Persönlichkeiten aus 
dem Gesundheits- und Sozialwesen, die die Vorausset-
zungen des § 3 Abs. 2 nicht erfüllen. Sie haben in der 
Mitgliederversammlung kein Stimmrecht. 

3 4 Ehrenmitglieder sind Personen, denen aufgrund ihrer 
besonderen Verdienste um den Bundesverband Pflege-
management die Ehrenmitgliedschaft verliehen wurde.  

4 5 Fördernde Mitglieder sind natürliche oder juristische 
Personen, welche die Arbeit des Vereins in besonderer 
Weise fördern. Sie haben in der Mitgliederversammlung 
kein Stimmrecht.  

 

§ 4   Erwerb der Mitgliedschaft 

Mitglied kann jede volljährige natürliche oder juristische Per-
son werden, die die Voraussetzungen für eine Mitgliedschaft 
gemäß § 3 erfüllt. Über den schriftlichen Antrag entscheidet 
der Vorstand. Gegen den ablehnenden Bescheid des Vor-
standes, der mit Gründen zu versehen ist, kann der Antrag-
steller Beschwerde erheben. Die Beschwerde ist innerhalb 
eines Monats ab Zugang des ablehnenden Bescheides 
schriftlich beim Vorstand einzulegen. Wird dieser durch den 
Vorstand nicht abgeholfen, entscheidet die nächste ordentli-
che Mitgliederversammlung. 
 

§ 5   Beendigung der Mitgliedschaft 

1. Die Mitgliedschaft endet  

a) mit dem Tod des Mitgliedes, 

b) durch freiwilligen Austritt, 

c) durch Streichung von der Mitgliederliste, 

d) durch Ausschluss aus dem Verein. 

2. Der freiwillige Austritt erfolgt durch schriftliche Erklärung 
gegenüber dem Vorstand. Der Austritt ist nur zum Ende 
des laufenden Geschäftsjahres bei einer Kündigungs-
frist von drei Monaten möglich. 

3. Ein Mitglied kann durch Beschluss des Vorstands von 
der Mitgliederliste gestrichen werden, wenn es trotz 
zweimaliger Mahnung mit der Zahlung des Beitrages im 
Rückstand ist. Die Streichung darf erst beschlossen 
werden, nachdem seit der Absendung des zweiten 
Mahnschreibens drei Monate verstrichen und die Bei-
tragsschulden nicht beglichen sind. Die Streichung ist 
dem Mitglied mitzuteilen.  

4. Ein Mitglied kann, wenn es gegen die Vereinsinteressen 
gröblich verstoßen hat, den Bundesverband Pflegema-
nagement schädigt oder zu schädigen versucht, durch 
einstimmigen Beschluss des Vorstands aus dem Verein 
ausgeschlossen werden. Vor der Beschlussfassung ist 
dem Mitglied unter Setzung einer angemessenen Frist 
Gelegenheit zu geben, sich persönlich vor dem Vor-
stand oder schriftlich zu rechtfertigen. Eine schriftliche 
Stellungnahme des Betroffenen ist in der Vorstandssit-
zung zu verlesen. Der Beschluss über den Ausschluss 
ist mit Gründen zu versehen und dem Mitglied mittels 
eingeschriebenen Briefes bekannt zu machen. 

Gegen den Ausschlussbeschluss des Vorstands steht 
dem Mitglied das Recht der Berufung an die Mitglieder-
versammlung zu. Die Berufung hat aufschiebende Wir-
kung. Die Berufung muss innerhalb einer Frist von ei-
nem Monat ab Zugang des Ausschließungsbriefes beim 
Vorstand schriftlich eingelegt werden. Ist die Berufung 
rechtzeitig eingelegt, so hat der Vorstand auf der nächs-
ten Mitgliederversammlung diese zur Entscheidung über 



Anlage 2 zu MV 2021 Beschlussvorlage zu Top 7  

Satzung Bundesverband Pflegemanagement e.V.  

Bundesverband Pflegemanagement e.V. – Satzung, Stand: MV 7. Oktober 2021 …3  

die Berufung vorzulegen. Geschieht das nicht, gilt der 
Ausschlussbeschluss als nicht erlassen. 

Macht das Mitglied von dem Recht der Berufung gegen 
den Ausschließungsbeschluss keinen Gebrauch oder 
versäumt er die Berufungsfrist, so unterwirft er sich da-
mit dem Ausschließungsbeschluss mit der Folge, dass 
die Mitgliedschaft als beendet gilt. 

5. Mit Beendigung der Mitgliedschaft erlöschen alle An-
sprüche an den Verein. Eine Rückgewährung von Bei-
trägen, Sacheinlagen oder Spenden ist ausgeschlos-
sen. 
 

§ 6    Mitgliedsbeiträge 

Von den Mitgliedern werden Beiträge erhoben. Die 
Höhe des Jahresbeitrages wird von der Mitgliederver-
sammlung bestimmt. Die Zahlung der Mitgliedsbeiträge 
richtet sich nach der jeweiligen Beitragsordnung. Ehren-
mitglieder sind von Beitragszahlungen befreit. 
 

§ 7   Organe, Wahlen und Abstimmungen 

1. Organe des Vereins sind: 

a) Die Mitgliederversammlung. 

b) Der Vorstand. 

c) Die Vorständekonferenz. 

2. Die Wahl der Vereinsorgane kann durch die Stimmbe-
rechtigten im Verhinderungsfall auch per Briefwahl erfol-
gen. Hierzu müssen von den Betreffenden die Wahlun-
terlagen bei der Geschäftsstelle des Bundesverbandes 
Pflegemanagement so rechtzeitig angefordert werden, 
dass ihre schriftliche Stimmabgabe wenigstens einen Ar-
beitstag vor der entsprechenden Versammlung dort wie-
der eingeht; ansonsten finden diese Stimmen keine Be-
rücksichtigung. Das Nähere regelt eine von der Mitglie-
derversammlung zu beschließenden Wahlordnung.  

3. Sonstige Abstimmungen erfolgen in den jeweiligen Gre-
miumssitzungen. 
 

§ 8    Die Mitgliederversammlung 

1. Oberstes Organ des Vereins ist die Mitgliederversamm-
lung. 

2. In der Mitgliederversammlung hat jedes ordentliche Mit-
glied oder Ehrenmitglied eine Stimme. Eine Stimm-
rechtsübertragung ist nicht möglich. 

3. Aufgaben der Mitgliederversammlung: 

3.1. Wahl der Vorstandsmitglieder und deren Abberu-
fung aus wichtigem Grund, soweit dies nicht per 
Briefwahl erfolgt 

3.2. Entgegennahme der Geschäftsberichte und Ent-
lastung des Vorstandes 

3.3. Festsetzung des Mitgliederbeitrages 

3.4. Wahl von zwei Kassenprüfern für die Dauer von 
vier Jahren.  

3.5. Beschlussfassung über die Beitrags- und Wahl-
ordnung sowie Änderungen der Satzung 

3.6. Beschlussfassung über die Beschwerde gegen 
die Ablehnung des Aufnahmeantrages sowie 
über die Berufung gegen einen Ausschließungs-
beschluss des Vorstandes 

3.7. Ernennung von Ehrenvorsitzenden und Ehren-
mitgliedern auf Antrag des Vorstandes 

3.8. Beschlussfassung über die Auflösung des Ver-
eins, Bestellung von zwei Liquidatoren und die 
Verwendung des Vereinsvermögens 
 

§ 9    Einberufung der Mitgliederversammlung 

1. Mindestens einmal in jedem Kalenderjahr ist eine or-
dentliche Mitgliederversammlung durch den Vorstand 
einzuberufen und durchzuführen.  

2. Der Vorstand kann jederzeit eine außerordentliche Mit-
gliederversammlung einberufen. Diese muss einberufen 
werden, wenn das Interesse des Vereins es erfordert o-
der wenn die Einberufung von einem Drittel aller Mitglie-
der schriftlich unter Angabe des Zwecks und der 
Gründe vom Vorstand verlangt wird. Für die außeror-
dentliche Mitgliederversammlung gelten die §§ 8, 9, 9a 
und 10 entsprechend.  

3. Der Vorstand bereitet die Mitgliederversammlung vor 
und führt sie durch. Er legt die Tagesordnung fest. 

4. Zeit und Ort der Mitgliederversammlung sowie die 
Punkte, über die Beschlüsse gefasst werden sollen (Ta-
gesordnung), sind den Mitgliedern spätestens 4 Wo-
chen vor dem Tag der Versammlung in Textform (auch 
elektronisch) bekannt zu geben. 

5. Jedes Mitglied kann bis spätestens eine Woche vor dem 
Tag der Mitgliederversammlung beim Vorstand schrift-
lich beantragen, dass weitere Angelegenheiten nach-
träglich auf die Tagesordnung gesetzt werden. Der Ver-
sammlungsleiter hat zu Beginn der Mitgliederversamm-
lung die Tagesordnung entsprechend zu ergänzen. 
Über die Anträge zur Ergänzung der Tagesordnung, die 
erst in der Mitgliederversammlung gestellt werden, be-
schließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des 
Antrags ist eine Mehrheit von 3/4 der abgegebenen gül-
tigen Stimmen erforderlich. Anträge zur Auflösung des 
Vereins, zur Satzungsänderung, zur Änderung des Mit-
gliedsbeitrages, zur Wahl des Vorstandes oder zur Än-
derung der Wahlordnung sind als nachträgliche Ergän-
zungen der Tagesordnung nicht zulässig. 
 

§ 9a Virtuelle oder hybride Mitgliederversammlung 
1. Mitgliederversammlungen finden grundsätzlich als Prä-

senzversammlungen statt. Der geschäftsführende Vor-
stand kann jedoch beschließen, dass die Mitgliederver-
sammlung ausschließlich als virtuelle Mitgliederver-
sammlung in Form einer online basierten Versamm-
lung (virtuelle Mitgliederversammlung) oder als Kombi-
nation von Präsenzphase und virtueller Versammlung 
(hybride Mitgliederversammlung) stattfindet. 
Die teilnahmeberechtigten Personen haben keinen An-
spruch darauf virtuell an einer Mitgliederversammlung 
teilzunehmen, die als Präsenzversammlung durchge-
führt wird.  

 
2. Teilnahme – und stimmberechtigte Personen wird im 

Falle der Durchführung einer virtuellen Mitgliederver-
sammlung durch geeignete technische Vorrichtungen 
die Möglichkeit gegeben, online an der Mitgliederver-
sammlung teilzunehmen und das Stimmrecht auf elekt-
ronischem Wege auszuüben. Den Teilnehmern obliegt 
die Bereitstellung der eigenen technischer Zugangs-
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möglichkeit. Das Risiko einer mangelhaften Verbin-
dung oder des Verbindungsabbruchs trägt der Teilneh-
mer für den eigenen Anschluss.  
Gleiches gilt im Falle der Durchführung einer hybriden 
Mitgliederversammlung für die stimmberechtigten Per-
sonen, die nicht in Präsenzform an der Mitgliederver-
sammlung teilnehmen.  

 
3. Die Auswahl der technischen Rahmenbedingungen 

(zum Beispiel die Auswahl der zu verwenden Software 
beziehungsweise Programme) ob liegt dem geschäfts-
führenden Vorstand.  

 
4. Technische Widrigkeiten, die zu einer Beeinträchtigung 

bei der Teilnahme und bei der Stimmrechtsausübung 
führen, berechtigen die Teilnahme – und Stimmberech-
tigten Personen nicht dazu, gefasste Beschlüsse und 
vorgenommene Wahlen anzufechten, es sei denn, die 
Ursache der technischen Widrigkeiten ist dem verant-
wortungsbereich Der Bundesgeschäftsstelle zuzurech-
nen.  
Im Übrigen gelten für die virtuelle und die hybride Mit-
gliederversammlung die Vorschriften über die Mitglie-
derversammlungen sinngemäß.  

 

§ 10   Beschlussfassung der Mitgliederversammlung 

1. Der Vorsitzende oder eine Stellvertretung aus dem Vor-
stand leitet die Mitgliederversammlung und übt das 
Hausrecht aus.  

2. Ist kein Vorstandsmitglied anwesend, bestimmt die Ver-
sammlung den Leiter aus ihrer Mitte. Bei Wahlen kann 
die Versammlungsleitung für die Dauer des Wahlgan-
ges und der vorhergehenden Diskussion einem Wahl-
ausschuss übertragen werden.  

3. Der Protokollführer wird vom Versammlungsleiter be-
stimmt; zum Protokollführer kann auch ein Nichtmitglied 
bestimmt werden.  

4. Die Art der Abstimmung bestimmt der Versammlungs-
leiter. Auf Antrag eines stimmberechtigten Mitglieds 
muss die Abstimmung schriftlich durchgeführt werden.  

5. Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Die Mit-
gliederversammlung kann Gäste zulassen.  

6. Die Mitgliederversammlung fasst Beschlüsse im Allge-
meinen mit einfacher Mehrheit der abgegebenen gülti-
gen Stimmen, Stimmenthaltungen bleiben außer Be-
tracht.  

Zur Änderung der Satzung, auch des Vereinszwecks, 
wird eine 2/3 Mehrheit der abgegebenen gültigen Stim-
men benötigt, zur Auflösung des Vereins ist eine solche 
von 4/5 erforderlich.  

7. Über die Beschlüsse der Mitgliederversammlung ist ein 
Protokoll aufzunehmen, das vom jeweiligen Versamm-
lungsleiter und dem Protokollführer zu unterzeichnen ist. 
Es soll folgende Feststellungen enthalten: Ort und Zeit 
der Versammlung, die Person des Versammlungsleiters 
und des Protokollführers, Feststellung der ordnungsge-
mäßen Einberufung der Mitglieder, die Zahl der erschie-
nenen Mitglieder, Feststellungen der Beschlussfähig-
keit, die Tagesordnung, die einzelnen Abstimmungser-
gebnisse und die Art der Abstimmung. Bei Satzungsän-
derungen soll der genaue Wortlaut angegeben werden. 
Das Protokoll ist innerhalb von zwei Monaten auszuferti-
gen. 

 

§ 11   Der Vorstand 

1. Der geschäftsführende Vorstand setzt sich zusammen 
aus  

1 Vorsitzenden, 

2 stellvertretenden Vorsitzenden, 

1 Schriftführer, 

1 Schatzmeister, 

. 

Darüber hinaus kann sich der Vorstand bei Bedarf oder 
themenbezogen durch Beschluss mit einfacher Merh-
heit um bis zu drei Beisitzer erweiternn. Diese Beisitzer 
haben im Vorstand kein Stimmrecht.  

2. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch 
zwei Mitglieder des Vorstandes, darunter der erste Vor-
sitzende, vertreten.  

3. Der Abschluss von Rechtsgeschäften des Vereins, die 
diesen im Einzelfall oder insgesamt mit mehr als 
50.000,00 € belastet, bedarf der Zeichnung des Vorsit-
zenden oder einer Stellvertretung aus dem Vorstand 
und des Schatzmeisters.  

4. In der konstituierenden Sitzung verteilt der Vorstand die 
Ämter nach § 11 Abs. 1 mit Ausnahme des direkt von 
der Mitgliederversammlung oder per Briefwahl gewähl-
ten Vorsitzenden unter sich. Bei der Verteilung der an-
deren Vorstandsämter ist der Vorstandsvorsitzende 
gleichwohl stimmberechtigt. 

5. Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich. 
 

§ 12   Zuständigkeit des Vorstandes 

Der Vorstand ist für alle Angelegenheiten des Vereins zu-
ständig, soweit sie nicht durch die Satzung der Mitgliederver-
sammlung zugewiesen sind.  

Der Vorstand hat vor allem folgende Aufgaben  

1. Der Vorstand führt die laufenden Geschäfte des Ver-
eins. Ihm obliegen die Verwaltung des Vermögens und 
die Ausführungen der von der Mitgliederversammlung 
und der von dem Vorstand gefassten Beschlüsse. Er 
nimmt die Interessen des Vereins wahr. 

2. Aufstellung eines Haushaltsplans für jedes Geschäfts-
jahr und Erstellung eines Finanzberichts.  

3. Der Vorstand bereitet die Mitgliederversammlung oder 
eine anstehende Briefwahl vor und führt sie durch. Er 
beruft die Mitglieder zur Versammlung ein und erstellt 
die Tagesordnung bzw. legt die Regularien der Brief-
wahl entsprechend der Wahlordnung fest. 

4. Dem Vorstand obliegen der Abschluss und die Kündi-
gung von Arbeitsverträgen.  

5. Der Vorstand fasst Beschlüsse über die Aufnahme, die 
Streichung und den Ausschluss von Mitgliedern.  

6. Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung. 
 

§ 13   Wahl und Amtsdauer des Vorstands 

Der geschäftsführende Vorstand wird für die Dauer von vier 
Jahren, vom Tag der Wahl angerechnet, gewählt; er bleibt je-
doch bis zur Neuwahl eines Vorstandes im Amt.  

Vorstandsmitglied kann nur werden, wer ordentliches Mit-
glied im Sinne des § 3 Abs. 2 dieser Satzung ist. Jedes Vor-
standsmitglied ist einzeln zu wählen.  
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Der Vorstandsvorsitzende wird direkt durch die Mitgliederver-
sammlung oder per Briefwahl, die übrigen Vorstandmitglieder 
in gleicher Weise gemeinsam in einem separaten Wahlvor-
gang gewählt. Der Vorstandsvorsitzende bedarf mindestens 
der einfachen Mehrheit, die übrigen Vorstandsmitglieder wer-
den der Reihenfolge entsprechend der Anzahl der für sie ab-
gegebenen Stimmen ermittelt.  

Die Zuordnung der Vorstandsämter auf die anderen gewähl-
ten Vorstandsmitglieder erfolgt gem. § 11 Abs. 4. Die Vereini-
gung mehrerer Vorstandsämter in einer Person ist unzuläs-
sig.  

Scheidet ein Mitglied des Vorstandes während der Amtsperi-
ode aus, so wählt der Vorstand ein Ersatzmitglied für die 
restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen. Dies gilt nicht für 
den Vorstandsvorsitzenden. Dieser wird auf der nächsten, 
ggf. außerordentlichen, Mitgliederversammlung oder per 
Briefwahl direkt gewählt. 
 

§ 14   Beschlussfassung des Vorstandes 

Der Vorstand fasst seine Beschlüsse im Allgemeinen in Vor-
standssitzungen, die von dem Vorsitzenden, bei dessen Ver-
hinderung von einem stellvertretenden Vorsitzenden, schrift-
lich, fernmündlich, per Fax oder E-Mail einberufen werden. In 
der Regel ist die Tagesordnung mitzuteilen und eine Einberu-
fungsfrist von zwei Wochen einzuhalten. 

Die Vorstandssitzung leitet der Vorsitzende, bei dessen Ver-
hinderung ein stellvertretender Vorsitzender. Der Vorstand ist 
beschlussfähig, wenn mindestens drei Vorstandsmitglieder, 
darunter der Vorsitzende oder einer der beiden Stellvertreter, 
anwesend sind oder an der Beschlussfassung nach Unterab-
satz 3 teilnehmen. Bei der Beschlussfassung entscheidet die 
Mehrheit der abgegebenen gültigen Stimmen. Bei Stimmen-
gleichheit entscheidet die Stimme des Leiters der Vorstands-
sitzung. Es ist eine Niederschrift zu erstellen, wobei die ge-
fassten Beschlüsse hervorzuheben sind  

Ein Vorstandsbeschluss kann auch im schriftlichen Umlauf-
verfahren, gefasst werden, wenn alle Vorstandsmitglieder 
hierzu ihre Zustimmung erklärt haben.   

 
§ 15   Geschäftsstelle/Geschäftsführer 

Der Vorstand kann eine Geschäftsstelle einrichten und einen 
Geschäftsführer bestellen. Der Geschäftsführer hat die Ge-
schäfte nach Maßgabe eines Anstellungsvertrages, nach den 
Weisungen des Vorsitzenden des Vorstandes und unter Be-
rücksichtigung des durch § 2 der Satzung festgelegten Ver-
einszweckes zu führen. An den Sitzungen der Gremien des 
Vereins kann er mit beratender Stimme teilnehmen. 
 

§ 16   Die Vorständekonferenz 

Die Vorständekonferenz setzt sich zusammen aus dem Vor-
stand, den Landesgruppenvorsitzenden und einem ihrer 
Stellvertreter (§ 17).  

Vorsitzender der Vorständekonferenz ist der Vorsitzende des 
Vorstandes oder einer seiner Stellvertreter. 

Die Vorständekonferenz wird von dem Vorsitzenden einberu-
fen. Sie tagt zweimal im Jahr. § 9 Abs. 2, 4, 5; § 9a sowie  
§ 14 Satz 6 gelten entsprechend.  

Aufgaben der Vorständekonferenz sind: 

a) Unterstützung des Vorstandes, 

b) Koordination der Aktivitäten zwischen Vorstand 
und den Landesgruppen. 

 

§ 17   Landesgruppen 

1. Die Mitglieder des Vereins aus einem Bundesland bil-
den Landesgruppen, wobei die Gliederung der einzel-
nen Landesgruppe durch die Landesgruppenmitglieder-
versammlung jeweils festgelegt wird. Die Landesgrup-
pen verpflichten sich, die Aufgaben und den Satzungs-
zweck (§ 2) zu fördern. 

2. Die Landesgruppenmitgliederversammlung ist insbe-
sondere zuständig für: 

a) Entgegennahme des Tätigkeitsberichtes der Lan-
desgruppe und Entlastung des Landesgruppenvor-
standes  

b) Wahl des Landesgruppenvorstandes, soweit dies 
nicht per Briefwahl erfolgt. 

3. Jährlich ist eine ordentliche Landesgruppenmitglieder-
versammlung der Landesgruppe durchzuführen. § 8 
Abs. 2, § 9; § 9a und §10 gelten entsprechend. Die Mit-
glieder des geschäftsführenden Vorstand (§ 11) können  
an der Landesgruppenmitgliederversammlungteilneh-
men. 

4. Der Landesgruppenvorstand besteht aus: dem Landes-
gruppenvorsitzenden und zwei Stellvertretern.  

 

Der Vorstand der Landesgruppen kann zusätzlich mit 
einfacher Mehrheit Beisitzer wählen. Diese Beisitzer ha-
ben im Landesgruppenvorstand kein Stimmrecht.  

 

Im Falle der Verhinderung des Landesgruppenvorsit-
zenden wird die Landesgruppe durch einen stellvertre-
tenden Landesgruppenvorsitzenden vertreten. 

5. Der Landesgruppenvorsitzende führt die Geschäfte der 
Landesgruppe und vertritt diese in der Vorständekonfe-
renz mit einem seiner Stellvertreter (§ 16Bei Verhinde-
rung eines gewählten Vorstandsmitgliedes kann auch 
ein Beisitzer teilnehmen. 

Die Mitglieder des Landesgruppenvorstandes unterstüt-
zen den Landesgruppenvorsitzenden bei der Erfüllung 
seiner Aufgaben. § 11 Abs. 5, § 12 Nr. 3, § 13 und § 14 
gelten entsprechend. 
 

§ 18   Kassenprüfung 

Die Kassen- und Rechnungsführung ist durch zwei Kassen-
prüfer zu überwachen und zu prüfen. Sie haben dem Vor-
stand und der Mitgliederversammlung zu berichten. 
 

 

§ 19   Auflösung 

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer Mitgliederver-
sammlung mit der in § 10 Abs. 6 festgelegten Stimmenmehr-
heit beschlossen werden. Sofern die Mitgliederversammlung 
nichts anderes beschließt, sind der Vorsitzende und ein Stell-
vertreter gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. 

Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den 
Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst 
wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert. 

 
 
§ 20   Sprachregelung 
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Bundesverband Pflegemanagement e.V. – Satzung, Stand: MV 7. Oktober 2021  

Soweit in dieser Satzung für Funktionsbezeichnungen die 
männliche Form verwandt wird, gilt gleichermaßen die weibli-
che Fassung. 
 

§ 21   Inkrafttreten 

Diese geänderte Satzung tritt nach dem Beschluss der or-
dentlichen Mitgliederversammlung am () mit Eintragung in 
das Vereinsregister in Kraft. Zum gleichen Zeitpunkt tritt die 
Satzung in bisheriger Fassung außer Kraft. 
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